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1.
Definitionen, Begriffe
1.1
Doppelte Zielstruktur der Verwaltungspolitik und ihrer Evaluierung
Der Verwaltungspolitik ist eine doppelte Zielstruktur eigen​tümlich. Zum einen ist sie unmittelbar auf die Umgestaltung der politisch-administrativen Strukturen (polity) gerichtet, deren Evaluierung  als  Institutionen- (oder Restrukturierungs-) Evalu​ie​rung XE "Evalu​ie​rung"  bezeichnet werden kann. Zum anderen dient die Umgestaltung der Politik- und Verwaltungsinstitutionen in aller Regel dem dahinter liegenden Ziel, die Handlungs- und Leistungsfähigkeit in der Formulierung von Politik und der Erfüllung von Verwaltungsaufgaben zu steigern. Je nach Reich​weite der vermittels der institutionellen Reformen angestrebten Veränderungen und Wirkungen kann zwischen Performanz- und Outcome-Evaluierung unterschieden werden. Die Erstere ist eher auf die „Binnenseite“ von Politik- und Verwaltung und deren Prozesse und Ergebnisse (within-puts, outputs) und die Letztere auf darüber hinausgehende wirtschaftliche, verteilungspolitische usw. Effekte  (outcomes) gerichtet. Zwar sind diese Definitionen in der Realität durchaus fließend, jedoch scheinen sie analytisch geeignet, unterschiedliche Evaluierungsfragestellungen und ‑ansätze auf brauchbare Weise zu strukturieren. 

1.2
Unterschiedliche Ansätze und Typen von Evaluierung
In der Evaluierungsliteratur werden üblicherweise eine Reihe von Evaluierungsansätzen und ‑typen unterschieden, die auch für die Evaluierung von Verwaltungspolitik relevant sein können (siehe Wollmann 2003, 2004).

–
Ex-ante Evaluierung zielt darauf, die Wirkungen einer künftigen Intervention vorab abzuschätzen (pre-assessment).

–
Formative (oder – in neuerer Diktion – on-going) Evaluierung setzt während der Pro​gramm‑/Maßnahmenrealisierung, nach Mög​lichkeit von deren Anfang an ein; sie dient der früh- und rechtzeitigen Rückkopplung (feedback) von (Zwischen‑)Er​gebnissen an die relevanten (politischen, administrativen und gesellschaftlichen) Akteure, um etwaige Kor​rekturen noch im laufenden Programm‑, Projekt‑ und Maßnahmenvollzug zu ermöglichen.
–
Der formativen Evaluierung steht die Begleitforschung nahe, innerhalb derer wiederum zwischen einer „distanzierten“, die analytische Funktion betonenden, einer (zusätzlich) beratenden und einer sich in die Programm‑/Maßnahmenrealisierung ak​​​tiv einmischenden (intervenierenden) un​terschieden werden kann; die Letztere wiederum weist Übergänge zur Aktionsforschung auf. 
–
Als Monitoring kann eine (laufende) Beobachtung bezeichnet werden, die die interes​sierenden Veränderungen und Wirkungen (insbesondere mithilfe von geeigneten Indika​toren) in erster Linie deskriptiv-analytisch zu erfassen sucht.
–
(Ex-post oder summative) Evaluierung wird erst nach Beendigung (termination) des Handlungsprogramms/der Maßnahme begonnen und durchgeführt. Hat sie im wesentli​chen die Aufgabe, den Zielerreichungsgrad zu ermitteln, ist vielfach von Erfolgskontrolle die Rede. Ist sie darauf gerichtet, die Wirkungen (seien es intendierte Wirkungen = Ziele, seien es nicht-intendierte Wirkungen) und deren kausale Bestimmungsfaktoren (Ursache-Wir​kungs- Zusammenhänge) aufzuhellen, kann von Wirkungsanalysen gesprochen wer​den. 

–
Effektivitätsuntersuchungen fragen (mittels eines Soll-Ist-Vergleichs) nach dem Ziel​er​reichungsgrad („Erfolgskontrolle“) eines Programms/einer Maßnahme. Demgegenüber sind Effizienz- (oder Wirtschafts‑) Analysen auf das Verhältnis von Input (als den aufgewandten organisatorischen, personellen, finanziellen usw. Ressourcen) und Output (als den erreichten Zielen, Handlungserträgen usw.), auf die Relation von Kosten und Nutzen gerichtet – unter der Frage, ob mit den gegebenen Mitteln ein maximales Ergebnis (sog. Maximums​prinzip) oder ob ein bestimmtes Ergebnis mit einem möglichst geringen Aufwand und Mitteleinsatz (Minimumsprinzip) erreicht worden ist.
–
Je nach Trägerschaft und Finanzierung von Evaluierung XE "Evaluierung"  kann diese entweder vom betreffenden politisch-administrativen Hand​lungsträger als verwaltungsinterne, eigenfi​nanzierte (in house) Evaluierung – unter Umständen als Selbstevaluierung der opera​tiven Verwaltungseinheit – wahrgenommen werden oder aber dadurch stattfinden, dass externe Forschungseinrichtungen mit der Durchführung beauftragt (Auftragsforschung) und hierfür aus öffentlichen Mitteln entgolten werden. 

1.3 Transaktionskosten von Verwaltungsreformen als „missing link“ der Evaluationsforschung

In der bisherigen Diskussion über Wirkungen von Verwaltungspolitik blieben die „Kosten“ von Verwaltungsreformen und eine Bilanzierung von Nutzen und Kosten insgesamt weitgehend ausgeblendet (vgl. hierzu Kuhlmann/Wollmann 2006). In die verwaltungswissenschaftliche Diskussion wurden Transaktionskosten zunächst mit Blick darauf diskutiert, dass nicht nur die unmittelbaren Sach- und Personalkosten der Verwaltungstätigkeit, sondern auch die als Transaktionskosten zu begreifenden Anbahnungs-, Koordinations-, Abwicklungs-, Kontrollkosten einzubeziehen sind. So verstandene „Transaktionskostenanalysen“ sollten dazu dienen, Entscheidungen über die ökonomisch effizienteste Betriebsform der Aufgabenerbringung und insbesondere darüber anzuleiten, ob eine Aufgabe – je nach „Leistungstiefe“ – weiterhin öffentlich erbracht, ausgelagert oder privatisiert werden sollte. Bei der Evaluation von Transaktionskosten der Verwaltungsmodernisierung können solche „Austauschkosten“ in verschiedenen Dimensionen festgemacht werden.
–
Zum einen sind die Kosten zu berücksichtigen, die für die Anbahnung, Vorbereitung Konzipierung und Ersteinrichtung der Reformmaßnahmen anfallen. Dies sind in erster Linie reale Personal- und Sachausgaben (EDV-Hardware und -Software usw.). Bei differenzierter Betrachtung wären auch die „Opportunitätskosten“ in Rechnung zu stellen, die dadurch entstehen, dass personelle, organisatorische und finanzielle Ressourcen zur Vorbereitung der Modernisierungsmaßnahme abgezogen werden und somit für anderweitige laufende Aufgaben nicht mehr zur Verfügung stehen. Die dadurch entstehenden Ausfälle an Leistungen usw. verursachen wiederum (zusätzliche) Kosten, welche als „Opportunitätskosten“ bezeichnet werden.  
–
Zum anderen sind die laufenden Kosten in Rechnung zu stellen, die für den Betrieb von Modernisierungsinstrumenten anfallen (Betreibungskosten). Hierbei wären auch und gerade jene Transaktionskosten (im engeren Sinne) zu ermitteln, die durch den Einsatz der spezifischen Instrumente und Verfahren der modernisierten Verwaltung (z.B. Aushandlung und Monitoring von Zielvereinbarungen, Controllingverfahren, Berichtswesen usw.) ausgelöst werden.
–
Nicht zuletzt sollten auch nicht-beabsichtigte Kosten (unintended consequences) identifiziert werden. Hierzu rechnen die verschiedentlich als „fatal remedies“ („verhängnisvolle Heilmittel“, vgl. Kuhlmann/ Wollmann 2006: 374 m.w.N.) bezeichneten möglichen Folgewirkungen, die sich daraus ergeben können, dass sich ein „Reformheilmittel“ als schädlich erweist und entsprechende Kosten (im buchstäblichen Sinne: versenkte Kosten, sunk costs) hinterlässt. Hierzu können „Datenfriedhöfe“ ebenso zählen wie der Frust und Motivationsverlust von Mitarbeitern als Folge fehlkonzipierter (false theory) oder fehlgeschlagener (bad implementation) Reformanläufe.

Eine so verstandene Transaktionskostenanalyse sollte als erster maßgeblicher Schritt in eine verwaltungs- und reformpolitisch umfassende Kosten-Nutzen-Bilanzierung einbezogen werden. Erst eine solche Bilanzierung würde Aussagen darüber erlauben, ob und in welchem Umfang sich die aktuelle Modernisierung (als Transformation aus dem alten in das neue Verwaltungssystem und -regime) „gelohnt“ hat.

2.
Methodenrepertoire für die Evaluierung von Verwaltungspolitik – Chancen und Grenzen
Auch für die Evaluierung von Verwaltungspolitik stellen sich die die Evaluierungsforschung generell konfrontierenden beiden methodischen und konzeptionellen Schlüsselprobleme:

–
die in der konkreten Evaluierungsuntersuchung interessierenden Wirklichkeitsfelder (abhängige wie unabhängige Variablen) zu konzipieren („Konzipierungsproblem“, siehe 2.1) und nach Möglichkeit operational (d.h. mittels Indikatoren messbar) zu definieren (siehe 2.2),
–
ein für die Identifizierung der interessierenden Ursache-Wirkungs-Zusammen​hän​ge geeig​netes Untersuchungsdesign zu for​mulieren und zu installieren („Kausalitätsproblem“, siehe 2.3).

2.1
Konzipierung der Ziele und Wirkungen
Die Bestimmung der Ziele (als der intendierten Wirkungen) sowie der in Betracht zu ziehen​den (nicht-intendierten) Wirkungen stellt sich als entscheidender erster Schritt einer jeden Evaluierung dar. Um die unterschiedliche Geschwindigkeit, Realisierungstiefe und ‑nach​haltigkeit der einzelnen Reformkomponenten möglichst trennscharf zu erfassen, empfiehlt es sich von vornherein, sorgfältig zwischen den dem NSM im engeren Sinne zuzurechnenden und den eher traditionellen, in die 1960er- bis 1980er-Jahre zurückgehenden Reformzielen zu unterscheiden (siehe Jaedicke et al. 1999).

Zur empirischen Ermittlung der Ziele stehen zwar die Auskunftsmittel der Dokumentenanalyse (z.B. Grundsatzbeschlüsse von Kommunalvertretungen, Strategiepapiere) sowie der Befragung von Entscheidungsträ​gern usw. zu Gebote. Um die Bandbreite der für die Evaluierung in Betracht zu ziehenden (intendierten wie nicht-intendierten) Wirkungen angemessen auszuleuchten, empfiehlt es sich, die Handlungsperspektiven, Wirklichkeitsdeutungen usw. der von konkreten Modernisierungsstrategien und ‑maßnahmen unmittelbar wie mittelbar Betroffenen (stakeholders) möglichst vollständig (Leitungspersonal, Beschäftigte, Politiker, Bürger im Allgemeinen und Betroffene im Besonderen usw.) in der Untersuchung zu Wort kommen zu lassen (Mehr-Perspektiven-Analyse).

2.2
Bildung leistungsfähiger Indikatoren
Für die Erfassung der in der Evaluierung interessierenden Wirkungen spielt die Formulierung und Darstellung leistungsfähiger Indikatoren eine Schlüsselrolle.

Zwar scheinen die Voraussetzungen für die Verfügbarkeit oder zumindest leichte Verfüg​barmachung leistungsfähiger Indikatoren gerade im Felde der Verwaltungsmodernisierung verhältnismäßig günstig zu sein: Stellt sich doch die Bildung von Indikatoren und Kennziffern als ein Dreh- und Angelpunkt in den laufenden Bemühungen dar – wiederum insbesondere auf der kommunalen Ebene -, um aussagekräftige (intra-organisatorische) Controlling- und Berichts-Systeme sowie (inter-organisatorische) Leistungsvergleichs- und Benchmarking-Verfahren (so das Beispiel der interkommunalen Vergleichsringe) zu schaffen (vgl. Kuhlmann 2004). Wenn jedoch der Aufbau und die Fortschreibung brauchbarer Produkt‑, Indikatoren‑ und Kennziffernsätze inzwischen verbreitet zu stocken oder gar rückläufig zu sein scheinen und die Nutzung von an sich verfügbaren Verwaltungsvollzugsdaten (etwa im Baugenehmigungsver​fahren) im Argen liegt, so zeigt dies die (politischen, psychologischen, aber auch finanziellen) Barrieren an, auf die die Formulierung und Nutzung von Indikatoren für Zwecke der Evaluierung hartnäckig stoßen.

2.3
„Kausalitätsproblem“
Die Beantwortung der Frage, welche beobachtbaren Veränderungen (als, methodisch gesprochen, abhängige Variablen) auf welche Einflussfaktoren (unabhängige Variablen) kausal zurückzuführen seien, sieht sich in der Evaluierung von verwaltungspolitischen Strategien und Maßnahmen  – wie in der empirischen Verwaltungsforschung insgesamt – einer Untersuchungssituation gegenüber, die mit der Faustformel „viele Variablen, wenige Untersuchungsfälle“ beschrieben werden kann. Daraus folgt, dass Untersuchungsansätze, die  quantifizierbare und aggregierbare Daten bezüglich vieler Fälle und meist weniger Variablen voraussetzen (large n-Design, also statistische Verfahren, aber auch Quasi-Experimente) in der Evaluierung von Verwaltungspolitik nur eingeschränkt brauchbar sind und diese in der Regel auf die Durchführung von Fallstudien angewiesen ist (hierzu ausführlich Wollmann 2004 mit Nachweisen).
Um die bekannten methodischen Grenzen von Einzel-Fallstudien (insbesondere ihre eingeschränkte Verallgemeinerbarkeit) zu überwinden, sollten nach Möglichkeit Mehrere-Fälle-Untersuchungen in Form von vergleichenden Fallstudien angestrebt werden, um so ein „quasi-experimentelles“ Untersuchungsdesign zu erreichen. Dessen Potential, zur Validierung von Kausalaussagen beizutragen, ist umso höher einzuschätzen, je stärker sie durch Hypothesen gestützt werden, welche theoretisch abgeleitet und empirisch (sekundäranalytisch) informiert sind. Hierbei können „Breiten​recherchen“, z.B. im Wege der schriftlichen Befragung aller oder eines Großteils der in Betracht kommenden Untersuchungseinheiten, dazu dienen, entweder eine (auch statistisch) besser abgesicherte Auswahl der Untersuchungsfälle anzuleiten oder aber (als „follow-up“-Erhebung) die im Wege der Fallstudien gewonnenen Aussagen zu bestätigen, zu modifizieren oder zu widerlegen (für Beispiele solcher Forschungsdesigns siehe Jaedicke et al.1999, Bogumil et al. 2007). 

3. Verwaltungspolitik und Evaluierung im In- und Ausland
Einerseits hat der Aufschwung, den die Politikevaluation in der Bundesrepublik in den 1960er und 1970er erlebte, dazu beigetragen, dass sich die Evaluationsforschung (im Bereich substanzieller Politik) als Analyse- und Informationsverfahren bei der Politikvorbereitung und Wirkungskontrolle fest etablieren konnte (Wollmann 2003). Andererseits weist Deutschland nach wie vor ein markantes Evaluationsdefizit im Hinblick auf verwaltungspolitische Reformprogramme auf, welches angesichts dessen erstaunen muss, dass die öffentlichen Akteure zu Teil erhebliche Ressourcen in die Konzipierung und Implementation entsprechender Projekte investieren, deren Erfolgsbilanz mangels korrespondierender Wirkungsanalysen weitgehend im Dunkeln bleibt. Während Maßnahmen der Leistungsmessung und Erfolgskontrolle als Verfahren der fortlaufenden internen Selbstevaluation im Zuge des betriebswirtschaftlichen Managerialismus enorm an Bedeutung gewonnen und sich inzwischen in vielen Verwaltungen ausgebreitet haben, sind externe Evaluationen von Verwaltungsreformprojekten, nicht zuletzt jener, welche die Installierung der Evaluationsfunktion in der Verwaltung zum Gegenstand haben (z.B. Aufbau von Controlling-Systemen), nach wie vor nur vereinzelt anzutreffen. Die zu Beginn dieses Jahrzehnts konstatierte „Evaluationslücke“ in der deutschen Verwaltungspolitik (ebd.) ist damit bislang nicht geschlossen worden. Wirft man einen Blick auf die verschiedenen föderalen Ebenen des deutschen Politik- und Verwaltungssystems, so lässt sich eine grundlegende Feststellung machen. Die Modernisierungsaktivität im Bereich der administrativen Binnenstrukturen und -prozesse nimmt ebenso wie die Intensität und Breite ihrer Evaluation ab, je weiter man im föderalen System „nach oben“ steigt. 

Im Folgenden seien ein ausschnitthafter Überblick über den gegenwärtigen Stand der Evaluierung von Verwaltungspolitik in Deutschland sowie ein kurzer Ausblick auf den internationalen Kontext gegeben. Hierbei wird zwischen interner und externer Evaluierung unterschieden. Während  jene durch die Verwaltungseinheiten selber vorgenommen wird, wird die letztere in der Regel von externen Forschungsgruppen, teilweise von Politik und Verwaltung beauftragt („Auftragsforschung“), durchgeführt (vgl.  Wollmann 2003: 7 f., Wollmann 2004: 211 ff.; ferner Kuhlmann 2009). 

3.1.
Ansätze interner Evaluierung

3.1.1 Performanz-Management

Im Neuen Steuerungsmodell (NSM) spielten die Einführung von Kosten- und Leistungsrechnungen, von (Output)-Budgetierung, Controlling und Berichtswesen und damit Ansätze interner Evaluierung und des Performance Management eine zentrale strategische Rolle. Diese Ansätze der indikatoren-gestützten internen Selbst-Beobachtung und Evaluierung haben inzwischen durchaus verbreitet Eingang in die Modernisierungspraxis Kommunalverwaltungen gefunden (vgl. auch Kuhlmann 2010), wenngleich in der Praxis von einem funktionsfähigen Controlling nur eingeschränkt die Rede sein kann (zu Einzelheiten siehe Bogumil et al. in diesem Band). Inzwischen wurden Verfahren der Kosten- und Leistungsrechnung, des Controllings  und der internen Selbst-Evaluierung auch in der Verwaltungspolitik der Bundesländer und zuletzt auch des Bundes aufgegriffen (siehe die Beiträge in Jann et al. 2004; zusammenfassend Kuhlmann 2009).

3.1.2. Vergleichsringe

Im Laufe der frühen 1990er Jahre haben auch Ansätze des Benchmarking in der deutschen Verwaltungswelt Verbreitung gefunden (vgl. Kuhlmann 2004). Wiederum nahm zunächst die kommunale Ebene (auf Initiative der Bertelsmann-Stiftung und der KGSt) diese Instrumente als Erste auf. Inzwischen gibt es auch in der Bundesverwaltung und in den Landesbehörden (z.B. Finanzämter, Polizei u.a.) entsprechende Vergleichsprojekte. Besondere Hervorhebung verdient in diesem Zusammenhang die Grundgesetzänderung im Rahmen der Föderalismusreform  II (Gesetz vom 29.7.2009, BGBl I 2248), die mit dem neu eingefügten Art 91d GG eine Rechtsgrundlage für Leistungsvergleiche/ Benchmarking zur Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltungen geschaffen hat. Indem die Vorschrift als „Kann-Bestimmung“ formuliert wurde, ist am Freiwilligkeitsprinzip festgehalten worden. Ziel der Vorschrift ist es, den föderativen Wettbewerb um die beste Lösung anzuregen. 
Fast die Hälfte der deutschen Kommunen mit über 20.000 Einwohnern (siehe hierzu Bogumil et al. 2007: 72 ff.) beteiligt sich zumindest gelegentlich an interkommunalen Leistungsvergleichen, Vergleichsringen und Wettbewerben. Über 75% der betreffenden Bürgermeister sehen den Nutzen der Leistungsvergleiche vor allem darin, dass ein „Lernen“ von den anderen beteiligten Kommunen erfolgt sei (ebd.). Auch wenn somit  Leistungsvergleiche zumindest in der kommunalen Verwaltungspolitik inzwischen einen gefestigten Platz haben, weisen sie darin eine erhebliche Schwäche auf, dass ihre Ergebnisse bislang fast ausschließlich verwaltungsintern (für die organisationsinterne Steuerung und Kontrolle) verwendet werden, während sie den kommunalen Parlamenten und der kommunalen Öffentlichkeit nicht oder eingeschränkt, jedenfalls keineswegs verbindlich zugänglich sind. Hierin unterscheidet sich Deutschland stark von anderen Ländern, etwa Schweden. Das von den schwedischen Kommunen kollektiv seit den späten 1980er Jahren betriebene, ungewöhnliche und beispielhafte interkommunale Benchmarking-System ist dadurch gekennzeichnet, dass es für jedermann über Internet zugänglich die Kosten kommunaler Tätigkeiten in einem breiten Satz von Dienstleistungen jährlich gemeinde- und aufgabenscharf dokumentiert („Vad kostar versamheten i Din kommun?“, „Was kosten die Tätigkeiten in Deiner Kommune?“; siehe Einzelheiten bei Wollmann 2008: 228 mit Nachweisen). 
3.1.3. Verwaltungsinterne Erfolgskontrolle
Des Weiteren ist zunehmend die Bereitschaft, insbesondere in der Verwaltungspolitik der Bundesländer, zu verzeichnen, zu den von ihnen eingeleiteten verwaltungspolitischen Reformvorhaben Berichte und „Erfolgskontrollen“ vorzulegen, die überwiegend auf (verwaltungsinterne, methodisch vielfach recht „weiche“) Umfragen und Erfahrungsberichte gestützt sind  (vgl. Wollmann 2004: 216 ff. mit Nachweisen). 

3.2.
Ansätze externer Evaluierung im In- und Ausland
Während die Einführung und Nutzung verwaltungsinterner Verfahren von Evaluierung von und in Verwaltungspolitik in den letzten Jahren stärkere Verbreitung gefunden hat, liegen externe Evaluierungsuntersuchungen bislang nur vereinzelt und unsystematisch vor (vgl. Wollmann 2004: 217 f. mit Nachweisen; Jann et al. 2004; zusammenfassend Kuhlmann 2009).
3.2.1 Zunehmende Evaluierungsrolle der Landesrechnungshöfe

Inzwischen haben einige Landesrechnungshöfe bemerkenswerte Vorstöße in Richtung einer externen Evaluation der Verwaltungsmodernisierung auf Landesebene unternommen, womit auch diese sich – noch ausgeprägter als der Bundesrechnungshof – zunehmend in institutionenevaluativen Fragen engagieren, was bislang für den deutschen Reformkontext ausgesprochen untypisch war
. Beispielhaft sei der 2007 publizierte Bericht des Rechnungshofes Baden-Württemberg erwähnt, der die Umsetzung Neuer Steuerungsinstrumente (NSI) in den Landesbehörden kritisch bilanziert und zu dem ernüchternden Ergebnis kommt, dass sich die „bis Ende 2005 angefallenen Projektkosten für die flächendeckende Einführung der NSI in Höhe von 220 Mio. Euro (…) bisher nicht annähernd amortisiert“ hätten (Rechnungshof Baden-Württemberg 2007: 1). Ferner wird festgestellt, dass die „NSI keines ihrer Ziele umfassend erreicht“ hätten sowie, dass sie abgesehen vom Haushaltsmanagementsystem bisher „kaum positive Wirkungen in Bezug auf die Effizienz und die Effektivität der Landesverwaltung entfaltet“ hätten (ebd.: 2). In eine ähnliche Richtung weist der im Jahre 2006 vom Berliner Rechnungshof vorgelegte Bericht zur Umsetzung und zu den Wirkungen Neuer Steuerungsinstrumente in den Senatsverwaltungen (insbesondere dezentrale Ressourcenverantwortung, Ziel-/ Servicevereinbarungen, Kosten- und Leistungsrechnung, Steuerungsdienste, Qualitätsmanagement, Personalmanagement). Auch hier ist davon die Rede, dass „die von der Verwaltungsreform erwarteten Erfolge und Wirkungen (…) bisher nur in geringem Umfang eingetreten (sind)“ (vgl. Rechnungshof von Berlin 2006: 6). Bislang liegen jedoch für die Bundes- und Länderebene keine Untersuchungen zu den weiterreichenden Effekten der Verwaltungsmodernisierung (Performanzevaluation) vor. 

3.2.2 Evaluierung im Rahmen von Politik- und Verwaltungsforschung

Sodann ist auf Untersuchungen zu Verwaltungsreformen zu verweisen, die - teils mit eher impliziter denn expliziter Evaluierungsabsicht - überwiegend an Hochschulen oder anderen (unabhängigen) Forschungseinrichtungen durch die dort beheimateten Forschergruppen unternommen worden sind. Bilanzierungen des Forschungsstandes wurden mit dem Sammelband von Jann u.a. 2004 vorgelegt, der Teilanalysen zur Bundes- und Landesebene enthält (siehe darin die Beiträge von Jann, Reichard), sowie mit der Evaluation des NSM (siehe Bogumil et al. 2007: 16 ff.), welche die bislang umfassendste empirische Erhebung zur kommunalen Verwaltungsmodernisierung in Deutschland darstellt (hierzu der Beitrag in diesem Band). Darüber hinaus haben aufgrund entsprechender Reformmaßnahmen in den Ländern externe Evaluierungen im Bereich von Verwaltungsstruktur- und Gebietsreformen besondere Verbreitung gefunden, da die Länder hierzu oft entsprechende (Zwischen-) Evaluierungspflichten vorsehen. Die – häufig in Form von Gutachten erstellten - Evaluationen haben dabei teils den Anspruch von ex post Bilanzen dieser Reformen (siehe bspw. Bogumil/Ebinger 2005) teils – aus naheliegenden zeitlichen Gründen – die Form von ex ante-Wirkungsabschätzungen.  
Die Erörterung der Evaluierung von Verwaltungspolitik in anderen europäischen und außer-europäischen Ländern muss sich an dieser Stelle im Wesentlichen auf Literaturhinweise beschränken. Wichtige internationale Überblicke finden sich in dem schon fast klassischen Band von Pollitt/Bouckaert 2000 (2004). Des Weiteren seien die Bände von Naschold et al. 1999, Wollmann 2003 mit der Fokussierung auf „Evaluation in Public Sector-Reform“ (in 12 Ländern), Bovaird/Löffler 2003 und Bouckaert/ Halligan 2008 erwähnt. 

4. Zusammenfassung, Ausblick

Die Entwicklung der Evaluierung von und in Verwaltungspolitik vermittelt national wie international ein ambivalentes und „asymmetrisches“ Bild. Auf der einen Seite sind der Grundgedanke der Evaluierung und evaluative Verfahren in dem Maße in den Mittelpunkt  der Verwaltungspolitik gerückt, wie die systematische Erfassung von Kosten und Leistungen der Verwaltungstätigkeit als zentraler Baustein und Hebel von Verwaltungsreform als ständiger Aufgabe erkannt worden sind. Die bereits im Politikzyklus der Planungsdiskussion der 1960er und 1970er Jahre angelegte Ablauftriade von Zielformulierung, Implementation und Wirkungskontrolle ist im analogen Managementmodell der NPM-Diskussion vollends einen strategischen Stellenwert erlangt. Vor dem Hintergrunde des Vordringens verwaltungsinterner Evaluierungsverfahren (Kosten-Leistungsrechnungen, Controlling usw.) und deren systematische Einbindung in die Verwaltungsführung könnte sogar von einer „dritten Welle“ der Evaluierung gesprochen werden (vgl. Wollmann 2003: 1 ff.) – nachdem, vereinfacht gesprochen,  die „erste Welle“ von Evaluierung in den 1960er und 1970er Jahren, im wesentlichen in Form von externer Evaluierung auf die Verbesserung der Zielerreichung von Politik und  in der „zweiten Welle“ in den späten 1970er und 1980er Jahren, vorrangig eine Reduktion der Kosten von Politik erreicht werden sollte. Auf der anderen Seite steht sowohl im nationalen wie im internationalen Kontext systematische Evaluierungsstudien zu Verlauf und Ergebnis der Verwaltungsreformen durch unabhängige externe Evaluierungsforschung nach wie vor weitgehend aus. Dieses Defizit ist um so auffälliger, als die Schaffung von Transparenz der Wirkungen, Kosten, Nutzen usw. des Verwaltungshandelns eine Kernbotschaft  der NPM-inspirierten Verwaltungsmodernisierung ist, die sich damit zuvörderst auch selber zum Gegenstand von Evaluierungsuntersuchungen machen sollte.
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